
Auszug der konsolidierten Fassung der  
 

10. Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz 
 
 

vom 15. Juli 2020 
 
 

Teil 6 
Bildung und Kultur 

 
 

§12 

Schulen, Staatliche Studienseminare für Lehrämter 

 
(1) Der Schulbetrieb findet gemäß den Vorgaben des für die Angelegenheiten des Schul- 
und Unterrichtswesens zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für die 
gesundheitlichen Angelegenheiten zuständigen Ministerium statt. Der „Hygieneplan-Corona 
für die Schulen in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der Internetseite des Ministeriums für 
Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung, ist anzuwenden. Sofern der reguläre 
Unterricht wegen der in Satz 1 und 2 genannten Vorgaben nicht im vorgesehenen Umfang 
als Präsenzunterricht stattfindet, erfüllen die Schulen ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag 
durch ein pädagogisches Angebot, das auch in häuslicher Arbeit wahrgenommen werden 
kann. Die Schulpflicht besteht fort und wird auch durch die Wahrnehmung des 
pädagogischen Angebots zur häuslichen Arbeit erfüllt. Schülerinnen und Schüler, die aus 
Infektionsschutzgründen nicht am Präsenzunterricht teilnehmen, erhalten ein 
pädagogisches Angebot zur häuslichen Arbeit. 
 
(2) Abweichungen von den in Absatz 1 genannten Vorgaben sind für Schulen in freier 
Trägerschaft möglich; sie bedürfen der Zustimmung der Schulbehörde.  
 
(3) Sofern aus Infektionsschutzgründen eine großräumige Schließung von Schulen 
erforderlich ist, wird eine schulische Notbetreuung eingerichtet. Eltern können diese in 
Anspruch nehmen, sofern eine häusliche Betreuung für die Schülerinnen und Schüler nicht 
oder nur teilweise möglich ist. Die Notfallbetreuung kommt vor allem für folgende 
Schülerinnen und Schüler infrage:  
1. besonders beeinträchtigte Schülerinnen und Schüler in Förderschulen, deren Eltern zur 

Versorgung und Betreuung ihrer Kinder die Unterstützung der Schule benötigen;  
2. Kinder, deren Eltern zu Berufsgruppen gehören, deren Tätigkeiten zur Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung des Staates und der Grundversorgung der 
Bevölkerung notwendig sind, unabhängig davon, ob ein Elternteil oder beide Elternteile 
diesen Berufsgruppen angehören; zu diesen Gruppen zählen  

3. insbesondere Angehörige von Gesundheits- und Pflegeberufen, Polizei, 
Rettungsdienste, Justiz (einschließlich der Notariate und Rechtsanwaltskanzleien) und 
Justizvollzugsanstalten, Feuerwehr, Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erzieher und 
Angestellte von Energie- und Wasserversorgung; für die Grundversorgung der 
Bevölkerung können auch andere Berufsgruppen notwendig sein, beispielsweise 
Angestellte in der Lebensmittelbranche, in der Landwirtschaft Tätige, Mitarbeitende von 
Banken und Sparkassen oder von Medienunternehmen;  



4. Kinder berufstätiger Alleinerziehender und anderer Sorgeberechtigter, die auf eine 
Betreuung angewiesen sind und keinerlei andere Betreuungslösung finden;  

5. Kinder in Familien, die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung nach § 32 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch erhalten;  

6. Kinder, bei denen der Allgemeine Soziale Dienst des Jugendamtes dies für zweckmäßig 
erachtet, auch wenn die Familie keine Individualleistung erhält sowie  

7. Kinder, bei denen die Einrichtungsleitung zu dem Schluss kommt, dass die Betreuung 
im Sinne des Kindeswohls geboten ist; deren Sorgeberechtigten sollen ermuntert 
werden, die Notfallbetreuung in Anspruch zu nehmen.  

Soweit Schülerinnen und Schüler an der Notfallbetreuung in den Schulen teilnehmen, findet 
dort ein an die Situation angepasstes pädagogisches Angebot statt.  
 
(4) Die Durchführung von Präsenzveranstaltungen und Prüfungen an den Staatlichen 
Studienseminaren für Lehrämter richtet sich nach den Vorgaben des für die Lehrerinnen- 
und Lehrerausbildung zuständigen Ministeriums und erfolgt unter Beachtung des 
„Hygieneplans Corona für die Studienseminare in Rheinland-Pfalz“, veröffentlicht auf der 
Internetseite des Ministeriums für Bildung, in seiner jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 13 

Kindertageseinrichtungen 

 
(1) An allen Kindertageseinrichtungen findet bis zum Ablauf des 31. Juli 2020 ein 
eingeschränktes Betreuungsangebot in Form von Betreuungssettings statt; Absatz 3 Satz 2 
bleibt unberührt. Unter Betreuungssettings wird eine soziale Gruppe von Kindern 
verstanden, die regelmäßig und in gleicher Zusammensetzung innerhalb einer Einrichtung 
betreut werden. Es ist darauf zu achten, dass der Zweck der Verordnung nicht beeinträchtigt 
wird. Schließungen von Kindertageseinrichtungen aufgrund von Einzelverfügungen bleiben 
unberührt. 
 
(2) Das eingeschränkte Betreuungsangebot in Kindertageseinrichtungen in Form von 
Betreuungssettings steht allen Kindern offen, die bereits in einer Kindertageseinrichtung 
einen Betreuungsplatz haben. Die Neuaufnahme von Kindern ist zulässig. Jedem  
Betreuungssetting werden klar definierte Räumlichkeiten zugeordnet; die gestaffelte 
Nutzung etwa von Funktionsräumen durch verschiedene Betreuungssettings ist möglich. 
Beim Übergang von der Notbetreuung zum eingeschränkten Betreuungsbetrieb können die 
bestehenden Notgruppen verändert und neu entstehende Betreuungssettings gebildet 
werden. Im Rahmen des eingeschränkten Betreuungsangebotes für alle Kinder sind 
ausreichende Betreuungssettings für Kinder, die nach den Sommerferien eingeschult 
werden, sowie für Kinder in Familien, die sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch oder teilstationäre Hilfen zur Erziehung nach § 32 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch erhalten oder bei denen der Allgemeine Soziale Dienst 
des Jugendamtes dies für zweckmäßig erachtet, auch wenn die Familie keine 
Individualleistung erhält, sowie bei Betreuungsnotlagen für Kinder insbesondere von 
Alleinerziehenden oder von voll berufstätigen Eltern zu gewähren.  
 
(3) Ab dem 1. August 2020 wird der Regelbetrieb wiederaufgenommen. Der Übergang vom 
eingeschränkten Betreuungsangebot in den Regelbetrieb kann bereits ab dem 15. Juli 2020 
erfolgen.  
 



(4) Auf die „Leitlinien in Zeiten von Corona – Übergang zum Regelbetrieb“ vom 10. Juli 2020 
und „Gemeinsame Hygiene-Empfehlungen für den Regelbetrieb in 
Kindertageseinrichtungen in Rheinland-Pfalz ab dem 1. August 2020” vom 3. Juli 2020, 
veröffentlicht auf der Internetseite des Ministeriums für Bildung, in ihrer jeweils geltenden 
Fassung wird hingewiesen.  
 
(5) Personen, die bereits mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind oder in häuslicher 
Gemeinschaft mit infizierten Personen leben, müssen dem Einrichtungsbetrieb fernbleiben. 
Darüber hinaus findet für Kindertageseinrichtungen die Regelung des § 1 Abs. 1 Satz 3 
Anwendung. 
 


